
Es dauert knapp eine halbe
Stunde, da treffen nach dem
unerwarteten Entscheid des
Grossen Rates zum Lohnmass-
nahmenpaket die ersten Stel-
lungnahmen ein. Der VpodRe-
gion Basel spricht von einem
wichtigen Signal für den Ser-
vice public und die SP Basel-
StadtvoneinemgrossenSchritt
in die Zukunft.

Das Ergebnis im Parlament
war äusserst knapp und ent-
sprach nicht dem,was aufgrund
der Mehrheitsverhältnisse zu
erwartenwar.Mit49zu48Stim-
men fiel der Entscheid des Par-
laments zugunsten des Regie-
rungsvorschlags und jenem
einer linken Minderheit der be-
ratenden Wirtschafts- und Ab-
gabekommission (WAK) aus.

Konkret wollte diese für
jährlich 20,6 Millionen Fran-
ken eine Erhöhung der Ein-
stiegslöhnebisErfahrungsstufe
11, was knapp der Hälfte aller
Kantonsmitarbeitenden ent-
spricht.Zudemwerdennunhö-
here Zulagen für Schichtarbeit
eingeführt und Massnahmen
für die Kantonspolizei ergrif-
fen, um dem Personalunterbe-
stand entgegenzuwirken. Die
Mitarbeitenden der Kantons-
und Kriminalpolizei erhalten
einezusätzlicheErfahrungsstu-
fe und die Polizei-Ausbildungs-
löhne werden erhöht. Tempo-
räre Einkommenseinbussen
aufgrund des Wegfalls der
Arbeitsmarktzulage sollen aus-
geglichenwerden.

DiebürgerlicheMehrheitder
Wirtschafts- und Abgabekom-
mission wollte die Massnahmen
auf die Einstiegslöhne beschrän-
ken und auf die Polizei konzent-
rieren. Dies hätte rund sechs
Millionenweniger gekostet.

GLP-Grossrätin konnte
nicht abstimmen
Gewonnen haben die Linken
die Schlussabstimmung im
Grossen Rat letztlich offenbar
dank einer technischen Panne
im Abstimmungssystem. Be-

kannt wurde dies, als es nach
der Schlussabstimmung beim
Präsidium des Basler Parla-
ments vorne im Saal zu einer
grösseren Ansammlung kam.

Bürgerliche Politiker wiesen
darauf hin, dass GLP-Grossrä-
tin Sandra Bothe-Wenk online
abgestimmt habe, das System
aber nicht funktioniert habe.
Mit ihrer Stimme hätte das Re-
sultat beim Hauptentscheid
49:49 geheissen undGrossrats-
präsidentin Gianna Hablützel-
Bürki (SVP) hätte den Stichent-
scheid treffenmüssen.Entspre-
chend hätten sich die
Bürgerlichen mit ihrem Vor-
schlag durchsetzen können.

EineWiederholung der Ab-
stimmung ist laut Beat Flury,
Leiter des Parlamentsdienstes,
aber kein Thema.Weiter heisst
es auf Anfrage: «Sechs Perso-
nen wollten am Mittwochmor-
gen digital teilnehmen, bei
einer Person klappte es nicht.»
Abstimmungen im Grossen
Rat würden gemäss gesetzli-
cher Grundlage nicht wieder-
holt, wenn abwesende Rats-
mitglieder ihre Stimme aus

technischen Gründen nicht ab-
geben konnten, was hier der
Fall gewesen sei.

Sandra Bothe-Wenk wollte
auf Anfrage der bz keinenKom-
mentar abgeben.

Neuerung beimAbstimmen
seit dieser Legislatur
Externes Abstimmen ist im
Grossen Rat erst seit dieser Le-
gislatur, also seit Februar 2025,
möglich. Gemäss dem Parla-
mentsdienst werde das Ange-
bot von durchschnittlich ein bis
zwei Personen pro Sitzung ge-
nutzt.

Die Panne sorgt für Diskus-
sionen. SVP-Grossrat Lorenz
Amiet sagt: «Uns wurde glaub-
haft aufgezeigt, dass Frau Bot-
he-Wenk davon ausgehen
konnte, dass ihre Stimme ge-
zählt hat. Zum zweiten Mal in-
nert kurzer Zeit funktioniert
ein elektronisches Abstim-
mungssystem des Kantons
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«Ich will
Klarheit
darüber, was
der Grund für
diesen Fehler
war.»

Lorenz Amiet
SVP-Grossrat

nicht», fährt ermitBlickaufdie
Probleme auf die E-Voting-
Panne am Abstimmungssonn-
tag vom 8. März fort, als 2048
Stimmen nicht ausgezählt wer-
den konnten. «Ich will Klarheit
darüber,wasderGrund für die-
sen Fehler war.»

Zu reden gab während der
über dreistündigen Debatte
ausserdem mehrmals, ob das
Geschäft an die Regierung zu-
rückgewiesenwerden solle. Ge-
mässGrossrat JoëlThüring«be-
finden wir uns zu stark im De-
tail. Wir machen etwas, was
nicht die Aufgabe des Parla-
ments ist: Zu definieren, bis zu
welcher Lohnstufe die Anpas-
sungen gehen.» Das Parlament
lehnte entsprechende Rückwei-
sungsanträge aber ab. Solche
auf eine Wiederholung der Ab-
stimmung vom Morgen gab es
gar nicht erst – das hätte so-
gleich nach der Abstimmung
geschehenmüssen.

Im Duell um den frei werden-
den Sitz in der Baselbieter Re-
gierung kann Matthias Liechti
(SVP) gegenüber seinemWider-
sacher Philipp Schoch (Grüne)
einen Etappensieg verbuchen:
Die Basis der Mitte Baselland
hat sichamMittwochabendklar
für eine Wahlempfehlung
Liechtis ausgesprochen: In der
Abstimmung fielen47Stimmen
auf den SVP-Mann aus Rümlin-
gen, 5 auf den Prattler Schoch,
4Mitglieder enthielten sich.

Der Stimmung bei derMitte
kommt angesichts der offenen
Ausgangslage eine besondere
Bedeutung zu. Zwar durfte im
Vorfeld davon ausgegangen
werden, dass sich die Partei für

den Kandidaten der SVP und
damit die bürgerliche Allianz
ausspricht. Das Votum für
Liechti war aber deutlicher und
die Nebengeräusche leiser als
bei vergangenen Nominatio-
nen. Was auch daran liegt, dass
beiderMittevielegrundsätzlich
dieSVPwieder inderRegierung
habenmöchten.

Liechti zu SVP-Initiative
«noch unentschlossen»
Es liegt aber auch anLiechti sel-
ber: Der 46-jährige Oberbasel-
bieter, der beruflich als Ge-
schäftsleiter einer Raiffeisen-
bank tätig ist und aus
bäuerlichem Milieu stammt,
wirkte im Kreise der «Mitte-Fa-
milie» alles andere als fremd.
Ammeisten interessierte,wieer

sich zur Initiative «Keine 10-
Millionen-Schweiz» seiner SVP
stellt, die gleichentags wie die
Regierungswahl zur Abstim-
mung gelangt: Er sei noch un-
entschlossen, sagte Liechti. Die
Initiative benenne zwar viele
Probleme, welche die Men-
schen imLandbeschäftige. «Al-
lerdings bin ich kein Fan von
Automatismen,wiediese Initia-
tive sie enthält.»

Gegenüber Schoch sammel-
te Liechti Punkte beim Thema
Verkehr: Trotz Volksnein zum
Rheintunnel müsse man dar-
über reden, wie die Kapazitäts-
probleme auf der Strasse gelöst
werden. Es könne nicht sein,
dass wie Birsfelden mit seinem
Bussenregime jede Gemeinde
eigene Notmassnahmen treffe,

Hans-Martin Jermann so Liechti. Schoch betonte hin-
gegen im Einklang mit seiner
Partei, dass es das Nein des
Schweizer Stimmvolks zu ak-
zeptieren gelte. Der Rheintun-
nel sei daher kein Themamehr.

Dass in der kurzen Vorstel-
lungsrunde politische Inhalte
kaum vertieft werden konnten,
versteht sich von selbst. Liechti
lieferte aber die stimmigeren
Antwortenund fühlte sich sicht-
lich wohler als Schoch, der ein-
mal feststellte: «Ich weiss, ich
bin hier im Büza-Land.» Büza
nannte sich früher die Bürgerli-
che Zusammenarbeit zwischen
SVP, FDP und Mitte (vormals
CVP). Damit schuf der 52-Jähri-
ge unnötig Distanz zur Mitte-
Basis, die ihm ansonsten durch-
auswohlgesonnenwar.

Chalet ImMärzhatdieBaslerin
Sylvia Kern eine Petition lan-
ciert, mit dem Ziel, auf dem
Dach der ehemaligen Haupt-
post ein Restaurant zu ermögli-
chen. Auslöser war die Ankün-
digung des Basler Präsidialde-
partements, drei Stockwerke
des Gebäudes als Ankermie-
terin zu nutzen. Gleichzeitig
wurde bekannt, dass der Kan-
ton denAufbau, der an einCha-
let erinnert, für kleinere Veran-
staltungen nutzen wird. Damit
platzte die Hoffnung, dass auf
der Dachterrasse eine Rooftop-
Bar entstehen wird. Ursprüng-
lich deuteten die Pläne der
Eigentümerin der Liegenschaft,
der AXAAnlagestiftung, auf ein
solches Vorhaben hin.

Kern ist überzeugt, dass so-
wohl die Vermietung an den

Kanton als auch ein «dringend
benötigtes»Café auf demDach
möglich sind. Die AXA Anlage-
stiftung sagt dagegen unter an-
derem,eshabesichkeinGastro-
betreiber finden lassen.

Die Petition, die auf der
Plattform Open Petition von
über 510 Personen unterschrie-
ben wurde, werde nun zusam-
men mit einem Schreiben an
denRegierungsrat,denGrossen
Rat sowie an die AXA überge-
ben.Kernhatdamitdasgesetzte
Ziel von 500 Unterschriften er-
reicht. Ihr sei eswichtig zubeto-
nen, dass es eine faire Lösung
gebe, die alle Seiten glücklich
machen könne, wie sie in einer
Mitteilung schreibt. Kern meint
damit die Bevölkerung, das Prä-
sidialdepartement und die AXA
Anlagestiftung. (mka)
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Das Lohnmassnahmenpaket gab imGrossen Rat zu reden – auch nach demEntscheid. Bild: zvg

Linke gewinnen dank Panne
Mit einer StimmeUnterschied: Der Grosse Rat beschliesst Lohnerhöhungen für rund die Hälfte der Basler Kantonsangestellten.

Etappensieg für Matthias Liechti
Die BaselbieterMitte empfiehlt am 14. Juni den Regierungskandidaten der SVP zurWahl.

Petition für Rooftop-Bar wird
an Regierung übergeben


